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Nachtrag zum Jahreswirtschaftsbericht 1970 
der Bundesregierung 


Vorbemerkung 

Hiermit legt die Bundesregierung den Nachtrag zum 
Jahreswirtschaftsbericht 1970 vor, den sie in der 
Bundestagssitzung vom 24. April 1970 angekündigt 
hat. Der Bericht verfolgt den Zweck, die gesetzge- 
benden Körperschaften und die Öffentlichkeit dar- 
über zu unterrichten, wie die Bundesregierung die 
derzeitige Konjunkturlage und die Aussichten für 
das Jahr 1970 aufgrund der gegenwärtig für ein 
solches Urteil verfügbaren Daten und Kenntnisse 
einschätzt. Bezugsrahmen ist die im Jahreswirt- 
schaftsbericht 1970 vorgelegte Jahresprojektion. In 
dem Nachtrag wird die Bundesregierung auch dar- 
stellen, welche konjunkturpolitischen Konsequen- 
zen sie aus der gegebenen Lage und den überschau- 
baren Tendenzen zieht. 

Somit enthält der Nachtrag: 

L Eine Darstellung der voraussichtlichen Entwick- 
lung im Jahr 1970 auf der Basis der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung. 

II. Eine wirtschaftspolitische Bewertung der Kon- 
junkturprognose für das Jahr 1970 unter Berück- 
sichtigung des Sondergutachtens des Sachver- 
ständigenrats vom 9. Mai 1970. 


I. Die voraussiditliche Entwicklung im Jahr 1970 auf 
der Basis der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung 

1. Der konjunkturelle Aufschwung in der Bundes- 
republik war im letzten Quartal des vergangenen 
Jahres in eine Phase der Verlangsamung eingetre- 
ten. Während dieses Zeitraums hatte sich die Kurve 
der Auftragseingänge bei der Industrie, teilweise 
in Reaktion auf die übersteigerte Nachfrage vor der 
Aufwertung, fast bis zur konjunkturellen Stagnation 
abgeflacht. Die um die Jahreswende — bei der Ab- 
fassung des Jahres Wirtschaftsberichts — verbreitete 
Erwartung, daß diese Abflachung sich kontinuierlich 
fortsetzen oder sogar in einen Nachfragerückgang 
einmünden würde, hat sich bisher nicht bestätigt. 
Für das erste Viertel des laufenden Jahres hat es 
eher eine leichte konjunkturelle Zunahme der Nach- 
frage gegeben. 

Dabei erhielt die Industrie von den Inlands auftr ä- 
gen stärkere Impulse als aus dem Ausland. Beacht- 
lich ist vor allem eine verstärkte Zunahme der In- 
landsbestellungen bei der Investitionsgüterindustrie. 
Der von Saisoneinflüssen bereinigte Auftragsein- 
gang aus dem Ausland war im ersten Quartal dieses 
Jahres ebenfalls wieder leicht nach oben gerichtet, 
allerdings auf einem' Niveau, das um rund ein 
Zehntel niedriger lag als vor der Neufestsetzung 
der DM-Parität. Die erneute leichte Zunahme des 


Auslandsinteresses an deutschen Lieferungen kam 
nicht unerwartet. Die Bundesregierung hat unter 
Hinweis auf die Fortsetzung des Preisauftriebs im 
Ausland bereits im Jahreswirtschaftsbericht 1970 
(Ziff. 32) vermerkt, daß in den kommenden Monaten 
wahrscheinlich mit einer Eindämmung der Aufwer- 
tungswirkung gerechnet werden muß. 

Infolge rasch steigender Masseneinkommen dürfte 
die Nachfrage auch in den außerindustriellen Be- 
reichen bis in die jüngste Zeit hinein ebenfalls leb- 
haft gewesen sein. Im Einzelhandel verlief das Ge- 
schäft in den ersten vier Monaten dieses Jahres 
jedoch ohne jede Hektik. 

2. Unter dem Einfluß der geschilderten Nachfrage- 
entwicklung haben die Auftragspolster der Industrie 
real, d. h. unter Ausschaltung der Preissteigerungen, 
wieder etwas zugenommen. Ende März sicherten die 
unerledigten Auftragsbestände der Industrie eine 
Beschäftigungsdauer von 4,2 Monaten; dies ist weni- 
ger als im September 1969, aber mehr als am Ende 
des Jahres. 

In der Bauwirtschaft vergrößerte sich die zeitliche 
Reichweite der Auftragspolster im ersten Drittel 
dieses Jahres. 

3. Produktion lund reales Güterangebot erweisen 
sich von Monat zu Monat als erstaunlich steige- 
rungsfähig. Diese hohe Angebotselastizität, durch 
anhaltende Produktivitätssteigerungen und den leb- 
haften Zustrom ausländischer Arbeitskräfte bedingt, 
wirkte den konjunkturellen Spannungen entgegen. 

Im ersten Quartal dieses Jahres wuchs die Industrie- 
produktion mit einer Jahresrate von 13 ^/o, d. h. an- 
nähernd im gleichen Tempo wie im letzten Viertel 
des Vorjahres. Im Zuge des anhaltenden Wachs- 
tumsprozesses hat die deutsche Wirtschaft, von der 
Nachfrage aufs äußerste gefordert, einen neuen Hö- 
hepunkt ihrer Leistungsfähigkeit erreicht. 

4. In der Preisentwicklung kam es am Jahres- 

anfang zu einem sehr starken Auftrieb, der freilich 
teilweise durch Saisoneinflüsse und durch Sonder- 
faktoren mitverursacht war. Danach flachte sich der 
Preisanstieg jedoch ab, am deutlichsten auf den 
Märkten für industrielle Erzeugnisse. Während im 
Januar die Erzeugerpreise industrieller Produkte 
um 1,4 Vo gegenüber Dezember stiegen, ging diese 
Rate — jeweils gegenüber dem Vormonat — im Fe- 
bruar auf 0,5 ^/o, im März auf 0,3 ®/o und im April 
auf 0,2 Vo zurück. Beim Preisindex für die Lebens- 
haltung aller privaten Haushalte lauten die ent- 
sprechenden Werte: Januar + 1,2 ®/o, Februar 

+ 0,2 o/o, März + 0,4 «/o, April + 0,2 o/o. Den Vor- 
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jahresstand überschritten die Erzeugerpreise für 
industrielle Produkte im April um 6,4 ^/o, die Kon- 
sumentenpreise um 3,8 ^/o. 

5 . Der konjunkturelle Verlauf im ersten Drittel 
dieses Jahres und die für die kommenden Monate 
wahrscheinlichen Tendenzen machen deutlich, daß 
in diesem Jahr die Ziele Wachstum, Vollbeschäfti- 
gung und außenwirtschaftliches Gleichgewicht an- | 
nähernd optimal erfüllt werden, während das in 
der Jahresprojektion für 1970 dargelegte Ziel der 
Preisstabilität nicht voll realisiert werden kann. 

Während die wirtschaftswissensaftlichen Forschungs- 
institute zu Beginn dieses Jahres noch — in weit- 
gehender Übereinstimmung mit den Annahmen der 
Bundesregierung — für 1970 eine Steigerung des 
Bruttosozialprodukts zwischen nominal 9,0 und 
10,0 Vo und real 4,0 und 5,2 'Vo für wahrscheinlich 
hielten, schätzen die Institute die Wachstumsrate 
inzwischen nominal auf 12 Vo, real auf 5Vo (Ge- 
meinschaftsdiagnose vom 24. April 1970). Auch der 
Sachverständigenrat ging in seinem Jahresgutach- 
ten vom November 1969 von einer Steigerung des 
Sozialprodukts um nominal 9,5 '^/q und real 4,5 a 
für 1970 aus. Die Bundesregierung rechnet damit, 
daß das Sozialprodukt in diesem Jahr voraussicht- 
lich um nominal etwa 12 V 2 ^/o und real rd. 6 ®/o zu- 
nimmt. 


6 . Wegen der Verzögerung der konjunkturellen 
Beruhigung wird auch die Preisentwicklung — vor 
allem bei den Anlageinvestitionen — über das Maß 
hinausgehen, das wegen der allzu lange hinausge- 
schobenen Verstärkung der außenwirtschaftlichen 
Absicherung bereits zu Anfang des Jahres als un- 
vermeidbar betrachtet worden war. Einmal mehr 
zeigt dies sehr eindringlich, daß konjunkturpolitische 
Versäumnisse später nur noch begrenzt korrigierbar 
sind. Andererseits wird aber auch erkennbar, wel- 
ches Ausmaß die Fehlentwicklungen ohne die — 
wenn auch verspätet vorgenommene — Aufwertung 
j angenommen hätten. 

j Der Exportwirtschaft ist es nämlich weitgehend ge- 
' lungen, nach der Aufwertung sogar noch die DM- 
Preise heraufzusetzen. Im März 1970 lag der Index 
I der Ausfuhrpreise um 5,9 Vo über seinem Vor- 
! jahresstand. Der Anstieg von September 1969 bis 
März 1970 beträgt 2,1 Vo. Rechnet man die Paritäts- 
i Verbesserung hinzu (hier: 9,3 Vo), so zeigt sich sehr 
I deutlich das Ausmaß der Preisdisparität zwischen 
In- und Ausland. Zu dieser Entwicklung trug auch 
der in den Hauptabnehmerländern anhaltend starke 
j Preisauftrieb bei. Er geht auch dort mit konjunk- 
I turellen Spannungen einher. Eine Ausnahme 
I machen die Vereinigten Staaten von Amerika, wo 
besonders hohe Preissteigerungsraten auch noch mit 
Stagnation der Wirtschaftstätigkeit zusammentref- 
i fen. 
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Während für das reale Ausfuhrvolumen weiterhin 
eine nur geringfügige über den Rahmen der Jah- 
resprojektion hinausgehende Steigerung erwartet 
werden kann, dürfte die nominale Entwicklung der 
Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen daher — 
trotz des anfänglich zu beobachtenden schnellen 
Rückgangs der Auftragseingänge aus dem Aus- 
land — 1970 deutlich über die seinerzeit projek- 
tierte Zunahme von 5 bis 6 ^/o hinausgehen und im 
Jahresdurchschnitt eine Steigerung um 9 bis 10 Vo 
erreichen. Real würde damit das deutsche Angebots- 
potential durch das Ausland zwar nicht viel stärker 


als erwartet in Anspruch genommen werden. Die 
bisher weitgehend erfolgreiche Durchsetzung von 
Preiserhöhungen dürfte jedoch dazu beigetragen 
haben, daß der Widerstand der Unternehmen gegen- 
über Kostensteigerungen verhältnismäßig schwach, 
die Investitionsneigung dagegen weiterhin hoch ge- 
blieben sind. 

7 . Insgesamt ist für die nominale Inlandsnachfrage 
in diesem Jahr nunmehr eine Zunahme um l3V2®/o 
zu erwarten. Die inzwischen verfügbaren Indika- 
toren deuten darauf hin, daß insbesondere die In- 
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vestitionsausgaben der Unternehmen ihr Vorjahres- 
niveau nochmals weit stärker übertreffen werden 
als es am Jahresanfang angenommen worden war. 

Die starke Investitionsneigung zeigt auch, daß die 
Unternehmen das Steigen der Lohnkosten durch Ra- 
tionalisierungsinvestitionen zu begrenzen suchen. 
Sie zeigt ferner, daß diese Anstrengungen angesichts 
der nach wie vor kräftigen Nachfrage durch die 
steigenden Kosten für Fremdfinanzierung und durch 
den Rückgang der Selbstfinanzierungsquote 1969/70 

— gegenüber 1967/68 — bisher nicht entscheidend 
behindert werden. 

Allerdings wird ein großer Teil der zusätzlichen 
Investitionsausgaben durch die hier besonders ho- 
hen Preissteigerungen absorbiert. Die Zunahme der 

— überwiegend von Unternehmen vorgenomme- 
nen — Ausrüstungsinvestitionen dürfte jedoch auch 
in ihrem realen Volumen die für 1970 projektierte 
Entwicklung deutlich übertreffen. Ihre nominale 
Steigerung ist sogar auf mehr als 20 ‘Vo veranschlagt 
worden. Die Jahresproje'ktion ging von einer etwa 
15 ^/oigen Zunahme aus. 

8 . Im Gegensatz zu den Ausrüstungsinvestitionen 
wird die im Jahreswirtschaftsbericht projektierte 
reale Steigerung der Bauinvestitionen 1970 nicht 
ganz realisiert werden können. Die witterungsbe- 
dingten Produktionseinbußen der ersten Monate des 
Jahres werden im weiteren Verlauf kaum wieder 
voll aufgeholt. Auch die inzwischen beträchtlich ge- 
stiegenen Finanzierungsaufwendungen werden zu- 
sammen mit den starken Baupreissteigerungen Ein- 
schränkungen der ursprünglichen Investitionspla- 
nungen bewirken. Trotzdem könnte der Gesamtwert 
der Bauinvestitionen 1970 um schätzungsweise etwa 
18 ^/o über dem Vorjahresniveau liegen, davon ent- 
fallen allein etwa zwei Drittel auf den Ausgleich der 
in diesem Bereich exorbitanten Preissteigerungen. 
Der weitaus größte Teil des verbleibenden realen 
Zuwachses wird sich bei den gewerblichen Bauinve- 
stitionen ergöben. 

9 . Im Rahmen der im Jahreswirtschaftsbericht vor- 
gesehenen Zunahme von 9 V 2 bis 10V2^/o wird sich 
der Staatsverbrauch halten. Das setzt allerdings vor- 
aus, daß die Bundesländer den konjunkturpoliti- 
schen Erfordernissen auch dadurch Rechnung tragen, 
daß sie in diesem Jahr von zusätzlichen Besoldungs- 
verbesserungen absehen. 

Dagegen wird die Entwicklung des Privaten Ver- 
brauchs über idie mit 9 V 2 bis IOV 2 Vo projektierte Zu- 
nahme hinausgehen. Im Einklang mit der bisherigen 
Einkommensentwicklung ist jetzt eine nominale 
Steigerung des Privaten Verbrauchs um etwa 12 V 2 ®/o 
zu erwarten. Dabei wird davon ausgegangen, daß 
die Lohnerhöhungen in der zweiten Jahreshälfte 
nicht mehr ganz das zu Beginn des Jahres regi- 
strierte Ausmaß erreichen werden. 

10 . Die Sparquote der privaten Haushalte mit rd. 
IIV 2 V 0 wird in diesem Jahr nicht ganz an den 
hohen Stand des Vorjahres (gut 12 ^/o) heranreichen. 
Dies ist im wesentlichen auf die veränderte Struk- 
tur der Einkommensbildung zurückzuführen (stärke- 


rer Anstieg der sparschwachen Einkommen). Absolut 
wird die Ersparnis aus den Masseneinkommen und 
den entnommenen Gewinnen höher sein als im 
Vorjahr. Dieses Sparverhalten ist vor allem auf 
die gegenwärtige Zinshöhe und auf die starke Zu- 
nahme von Tarifverträgen zur Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer zurückzuführen: Bisher wurden 
1970 derartige Tarifverträge für 5^/2 Millionen 
Arbeitnehmer mit einem für 1970 wirksamen Ge- 
samtbetrag von rd. 1 Mrd. DM abgeschlossen. Durch 
die Verabschiedung des 3. Vermögensbildungsgeset- 
zes wird diese Entwicklung einen weiteren Impuls 
erhalten. 


Abweichungen zwischen Jahresprojektion 
und jetziger Prognose für 1970 

(in Mrd. DM) 
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0 Steigerung gegenüber der Jahresprojektion: +, Ab- 
nahme gegenüber der Jahresprojektion: — . 

11 . Ein Teil der zusätzlichen Nachfrage wird durch 
höhere Einfuhren gedeckt werden; und zwar zu fast 
unveränderten Preisen. Bei dieser Entwicklung ist 
die Entlastung der angespannten Märkte, die sich 
durch den Rückgang des realen Außenbeitrags er- 
gibt, auf 5 Mrd. DM (in den Preisen von 1962) 
zu veranschlagen. 

12 . Wegen der expansiveren Nachfrage wird auch 
die extrem hohe Kapazitätenauslastung nicht in dem 
ursprünglich erwarteten Ausmaß zurückgehen. Die 
Produktion wird stärker zunehmen, als zu Beginn 
des Jahres erwartet worden war. Aufgrund des im 
ersten Quartal 1970 bereits erreichten Produktions- 
niveaus, der bewiesenen hohen Angebotselastizität, 
der z. Z. erkennbaren Tendenzen von Auftragsein- 
gängen und -beständen kann die reale Steigerung 
des Bruttosozialprodukts für 1970 jetzt auf rd. 6 ‘^/o 
veranschlagt werden. 
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Hinter der erfreulichen Angebotselastizität — Ergeb- 
nis einer langanhaltenden Wachstumsphase der 
deutschen Wirtschaft mit lebhafter Investitionstätig- 
keit — steht ein weiterhin beachtlicher Produktivi- 
tätsfortschritt. Er wird, gemessen als reale Zunahme 
des Bruttoinlandsprodukts je Erwerbstätigenstunde, 
im Jahresdurchschnitt 1970 auf etwa +5% ver- 
anschlagt (Jahresprojektion: +4V2V0). Insbeson- 
dere wird aber auch die Zahl der Erwerbstätigen 
mit voraussichtlich nahezu stärker als nach 

der Jahresprojektion (V2 Vo) zunehmen. Der Zu- 
strom von ausländischen Arbeitskräften hat bereits 
in den ersten Monaten des Jahres die früheren Er- 
wartungen deutlich übertroffen. Auch die für 1970 
— ohnehin vergleichsweise niedrig — projektierte 
Restarbeitslosigkeit wird voraussichtlich unterschrit- 
ten werden. Im Jahresdurchschnitt könnte die Ar- 
beitslosenzahl etwa wieder auf den vor der Rezes- 
sion erreichten Tiefstand von 1965 zurückgehen. 

13 . Aus der nunmehr vorausgeschätzten nomina- 
len und realen Sozialproduktsentwicklung ergibt 
sich ein gesamtwirtschaftlicher Deflationierungsfak- 
tor, der mit 6 bis 6V2 Vo ebenfalls über dem im 
Jahreswirtschaftsbericht projektierten Spielraum 
von 4V2 bis 5V2 Vo liegt. Insbesondere sind die für 
die Bau- und Ausrüstungsinvestitionen maßgeb- 
lichen Preise um die Jahreswende in einem die ur- 
sprünglichen Annahmen weit übertreffenden Aus- 
maß gestiegen. Wie im Ausland, haben die Unter- 
nehmen bei der gegebenen Marktlage auch im In- 
land Kostensteigerungen in Kauf genommen und 
vorhandene Preiserhöhungsspielräume voll ausge- 
nutzt. Wenn auch die Entwicklung der letzten Mo- 
nate eine Beruhigung des Preisauftriebs erwarten 
läßt, ergibt sich für den Jahresdurchschnitt doch eine 
den Projektionsansatz beträchtlich überschreitende 
Verteuerung der Anlageinvestitionen. 

Die Zunahme der Verbraucherpreise wird voraus- 
sichtlich nicht über den Anstieg hinausgehen, der 
gegen Ende des letzten, wesentlich schwächeren Kon- 
junkturzyklus eingetreten ist. Gerade die Entwick- 
lung der Verbraucherpreise wäre ohne die preis- 
dämpfende Wirkung der Aufwertung wesentlich 
ungünstiger verlaufen. Allerdings kam bei den Nah- 
rungsmittelpreisen der Effekt der Aufwertung bisher 
schwächer als gewollt zur Geltung. Daher ist vor 
allem ihr Anstieg stärker als erwartet ausgefallen. 
Teilweise ist das freilich auch darauf zurückzufüh- 
ren, daß die Zunahme der saisonabhängigen Preise 
wegen der ungünstigen Witterung in den ersten vier 
Monaten des Jahres weit über das in dieser Jahres- 
zeit gewohnte Maß hinausging. Die Preissteigerung 
des Privaten Verbrauches wird im Jahresdurch- 
schnitt gegenüber dem Vorjahresdurchschnitt wahr- 
scheinlich eine Größenordnung von fast 4 Vo errei- 
chen. 

14 . Mit der stärkeren Expansion der Produktion 
werden sowohl die Einkommen aus unselbständiger 
Arbeit als auch die Einkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen stärker wachsen als ur- 
sprünglich angenommen worden war. 

Während die Zunahme des Bruttoeinkommens aus 
unselbständiger Arbeit im Jahreswirtschaftsbericht 


für 1970 (einschließlich der Auswirkungen der Lohn- 
fortzahlung) mit 12^2 bis 13l'2 Vo projektiert worden 
war, wird sein Zuwachs nunmehr mit I5V2 bis 
16^/2 ®/o angenommen. Diese stärkere Steigerung ist 
nur zum Teil auf eine größere Erhöhung der Indi- 
vidualeinkommen zurückzuführen. Zu etwa einem 
Drittel ist sie vielmehr eine Folge der höheren Be- 
schäftigtenzahl ( + 2^/0 anstelle von +1 Vo in der 
Jahresprojektion). Schaltet man die im Jahreswirt- 
schaftsbericht mit etwa 2 Vo veranschlagten Auswir- 
kungen der Lohnfortzahlung aus, liegen die Brutto- 
löhne und -gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer 
um etwa 11 bis 12 Vo über ihrem Niveau im Jahr 

1969 (Jahresprojektion: +9V2 bis IOV2 Vo), 

Mit einer Steigerung um etwa 7 bis 9 ®/o dürfte 
ebenfalls auch die Entwicklung der Bruttoeinkom- 
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen die 
Annahmen des Jahreswirtschaftsberichts, der von 
einem entsprechenden Zuwachs um 4 bis 5 Vo aus- 
ging, deutlich übertreffen. Diese Abweichung von 
der Jahresprojektion ist allerdings nicht nur das 
Ergebnis der stärkeren Ausnutzung des im In- und 
Ausland gegebenen Spielraums zu Preisüberwäl- 
zungen, Sie ist zum Teil auch auf das inzwischen 
weiter gestiegene Zinsniveau und die damit ver- 
bundene kräftigere Zunahme der Vermögensein- 
kommen zurückzuführen. Diese fließen freilich zu 
einem guten Teil auch den Arbeitnehmern und an- 
deren Bevölkerungsgruppen zu. 

Die Lohnquote wird auch nach der neuen Schätzung 

1970 annähernd in dem in der Jahresprojektion an- 
genommenen Umfang zunehmen. 

15 . Die Entwicklung der Gesamtausgaben des 
öffentlichen Sektors im Jahre 1970 dürfte sich et- 
wa im Rahmen des im Jahreswirtschaftsberichts un- 
terstellten Spielraums bewegen. Die öffentlichen Ge- 
samtausgaben würden sich danach 1970 um 8 bis 
9®/o erhöhen. Die Gegenüberstellung dieser Aus- 
gabenentwicklung mit der jetzt auf etwa I2V2 % 
geschätzten nominalen Zunahme des Bruttosozial- 
produkts vermittelt einen Eindruck von der auch 
von der Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte 
ausgehenden Restriktionswirkung. 

Die Struktur der öffentlichen Gesamtausgaben im 
Jahre 1970 dürfte von den im Jahreswirtschaftsbe- 
richt erläuterten Vorstellungen nicht wesentlich ab- 
weichen. Bei den laufenden Ausgaben wird nun- 
mehr in der Tendenz eher eine etwas geringere 
Steigerungsrate (etwa 8V2 Vo) zu erwarten sein als 
nach den ursprünglichen Ansätzen. Umgekehrt ist 
angesichts der Preisentwicklung auf dem Bausektor 
nunmehr mit einer höheren Steigerungsrate der 
öffentlichen Investitionen in jeweiligen Preisen zu 
rechnen. Die Bundesregierung schätzt die Zunahme 
der öffentlichen Ausgaben für Sachinvestitionen für 
den Durchschnitt des Jahres 1970 auf etwa 14 bis 
15 Vo voraus. 


In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung: Ausgaben der Gebietskörperschaften einschl. 
LAG, ERP, öffa und der Sozialversicherung ohne Kre- 
ditgewährung und andere finanzielle Ströme. 
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Die Finanzierungssituation des öffentlichen Sektors ; 
wird sich 1970 nach den gegenwärtig absehbaren i 
Tendenzen noch über die im Jahres wirtschaftsbe- 
richt 1970 unterstellte Entwicklung hinaus konjunk- 
turpolitisch verbessern. Bezieht man die Sozialver- 
sicherungsträger ein, so dürfte sich der Finanzie- 
rungsüberschuß des öffentlichen Sektors (in der Ab- 
grenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung ) von rd. 9 Mrd. DM im Jahre 1969 auf eine 
Größenordnung von etwa 16 Mrd. DM im Jahre 1970 
erhöhen. Während im Jahreswirtschaftsbericht noch 
eine Vergrößerung des öffentlichen Finanzierungs- 
überschusses gegenüber 1969 von 4 bis 5 Mrd. DM 
unterstellt wurde, kann nunmehr mit einer Zu- 
nahme um rd. 7 Mrd. DM gerechnet werden. 
Diese Abweichung ist im wesentlichen eine 
Folge des kräftigeren Sozialproduktwachstums, 
das sich auf der Einnahmenseite des Staates in 
höheren Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 
niederschlägt. Ohne die unerwartet hohen Ge- 
werbesteuereingänge bei den Gemeinden am 
Ende des Jahres 1969, denen im Jahre 1970 eine 
teilweise kompensierende Minderung des Gewer- 
besteueraufkommens gegenüberstehen dürfte, würde 
sich der Finanzierungsüberschuß des Jahres 1970 im 
Vergleich zum Vorjahr noch wesentlich stärker er- 
höhen. 

Die zurückhaltende Ausgabenpolitik des Staates 
und die Bildung hoher staatlicher Finanzierungs- 
überschüsse führen zu einem Einkommensentzug 
im privaten Sektor,* gleichzeitig wird damit teil- 
weise auch die Liquidität der Wirtschaft eingeengt. 
Sie sind Ausdruck der — anders als in dem ver- 
gleichbaren Hochkonjunkturjahr 1965, als der defi- 
zitäre Staatshaushalt der Kreditpolitik entgegen- 
wirkte — abgestimmten und gleichgerichteten Stabi- 
litätspolitik von Bundesregierung und Bundesbank. 


II. Wirtschaftspolitische Bewertung 
der Konjunkturprognose 1970 

16. Konjunkturdiagnose und -prognose für das 
Jahr 1970 vermitteln folgendes Bild: Die Ausstrah- 
lungen der im Ausland anhaltenden inflationisti- 
schen Spannungen auf die deutsche Wirtschaft sind 
stärker als zu Anfang des Jahres bei Abfassung des 
Jahreswirtschaftsberichtes erwartet worden ist. Auch 
die Inlandsnachfrage ist noch immer zu hoch. 
Gleichzeitig wurde audi die Angebotselastizität der 
deutschen Industrie unterschätzt, mit der sie die 
konjunkturellen Spannungen in Grenzen hält. So 
entspricht einer stärkeren Preissteigerung beim 
privaten Verbrauch nach der heute abzusehenden 

Der Finanzierungssaldo in der Abgrenzung der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung unterscheidet sich vom 
sog. Netto-Finanzierungssaldo u. a. dadurch, daß die 
Darlehen und Beteiligungen nicht wie in der Haus- 
haltsrechnung zu den Ausgaben gezählt werden. Wei- 
tere Unterschiede ergeben sich durch eine unterschied- 
liche Methode der Periodenabgrenzung in der Volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung einerseits und der 
Haushaltsrechnung andererseits. Darüber hinaus ent- 
hält die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung fiktive 
Posten, die nicht in der Haushaltsrechnung erscheinen. 


Entwicklung auch eine im gleichen Verhältnis stär- 
kere Zunahme des realen Bruttosozialprodukts. Bei 
aller Sorge um die Wiedergewinnung der Preissta- 
bilität bedeutet dies aber auch, daß sich der Lebens- 
standard der breiten Schichten unserer Bevölkerung 
in diesem Jahr um rd. 7 bis 8Vo verbessert. 

Im übrigen dürfen die im Vorjahresvergleich hohen, 
nach dem Urteil der Bundesregierung eindeutig zu 
hohen, Preissteigerungsraten nicht darüber hinweg- 
täuschen, daß sich nach der Jahreswende der Preis- 
auftrieb erheblich abgeschwächt hat. In Überein- 
stimmung mit der gemeinsamen Prognose der Wirt- 
schaftsforschungsinstitute geht die Bundesregierung 
davon aus, daß sich das bisherige Tempo des Preis- 
anstiegs im weiteren Verlauf des Jahres verlang- 
samt. Wichtig ist in diesem Zusammenhang, daß die 
Zahl der Industrie- und Einzelhandelsunternehmen, 
die nac±i dem Konjunkturtest des Ifo-Instituts in den 
jeweils nächsten drei Monaten mit steigenden Ver- 
kaufspreisen rechnen, laufend zurückgegangen ist. 
So wurde zum Beispiel in den Wochen um die Bun- 
destagswahlen die Erwartung steigender Verkaufs- 
preise in der Industrie mit 30 gemessen; bis April 
1970 ging diese Meßziffer auf 8 zurück. Bei den Ein- 
zelhandelsunternehmen fiel diese Zahl langsamer, 
von 40 im September auf 25 im April. Ähnlidies 
läßt sich bisher für die Preisentwicklung im Bausek- 
tor noch nicht feststellen. 

17. Während sich bei der In- und Auslandsnach- 
frage die Entwicklung in Richtung auf einen ausge- 
glicheneren Konjunkturverlauf im ersten Quartal 
dieses Jahres nicht verstärkte, sondern eher wieder 
umkehrte, und während die skeptische Einschätzung 
der künftigen Exportentwicklung, die bei den Unter- 
nehmern nach der DM-Aufwertung aufkam, inzwi- 
schen durch eine überwiegend zuversichtliche Ein- 
stellung abgelöst wird, sind die Geschäftserwartun- 
gen der Unternehmer, wie die jüngsten Ifo-Test- 
Ergebnisse zeigen, durch nachlassenden Optimismus 
gekennzeichnet. 

Der Unterschied zwischen aktueller Nachfrageent- 
wicklung und Zukunftseinschätzung ist im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt im übrigen damit zu erklären, 
daß sich — von der Aufwertung abgesehen — die 
Stabilisierungsmaßnahmen von Bund und Ländern 
sowie die verschärfte Restriktionspolitik der Deut- 
schen Bundesbank bisher stärker in den Erwartun- 
gen der Wirtschaft als in den erst bis April vorlie- 
genden statistischen Konjunkturdaten widerspiegeln. 

18. Hinzu kommt, daß die restriktiven Wirkungen 
der finanzpolitischen Stabilisierungsmaßnahmen an 
den statistischen Ergebnissen des ersten Quartals 
1970 nur unvollständig ermessen werden können. 
In dieser Periode schlagen sich in den Zahlen neben 
den Wirkungen der vorläufigen Haushaltsführung 
gewisse statistische Sonderfaktoren nieder, die das 
Gesamtbild stark beeinflussen. So ist bei der Zu- 
wachsrate der Bundesausgaben von 8,3 v. H. gegen- 
über dem ersten Vierteljahr 1969 u. a. zu berück- 
sichtigen, daß die Personalausgaben in besonders 
starkem Maße (+ 19,3 v. H.) gestiegen sind. Dieser 
relativ hohe Anstieg der Personalausgaben, die als 
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Rechtsverpflichtungen nicht eingeschränkt werden 
können, erklärt sich bei einem Vergleich mit 1969 
vor allem daraus, daß die Besoldungsverbesserun- 
gen im Jahre 1969 in den entsprechenden Monaten 
noch nicht kassenwirksam geworden waren, wäh- 
rend die Besoldungserhöhungen 1970 bereits zu 
Jahresanfang in Kraft getreten sind. Im Anstieg der 
Personalausgaben gegenüber dem ersten Quartal 
1969 kommen also die Besoldungserhöhungen von 
1969 und 1970 statistisch zum Ausdruck. Daneben 
haben sich gewisse Verschiebungen im jahreszeit- 
lichen Ausgabenrhythmus auf die Steigerungsrate 
der Bundesausgaben ausgewirkt. Diese Sonderein- 
flösse werden mit fortschreitendem Rechnungsjahr 
naturgemäß abnehmen. 

19 . Auch bei den Einnahmen des Bundeshaushalts 
haben im ersten Vierteljahr Sonderfaktoren eine 
Rolle gespielt, so daß die Einnahmesteigerung mit 
6,2 V. H. hinter der veranschlagten Jahresrate zu- 
rückgeblieben ist. 

Vor allem führen die Auswirkungen der Finanz- 
reform dazu, daß dem Bund Einnahmen aus dem 
Gewerbesteueraufkommen erst im zweiten Viertel- 
jahr zufließen. — Insgesamt hätte der Bund nach der 
früheren Steuerverteilung im Zeitraum Januar bis 
März 1970 ein um 14,7 v. H. (+ 2,6 Mrä. DM) höhe- 
res Steueraufkommen gehabt, während die Steuer- 
einnahmen tatsächlich nur um 8,0 v. H. {+ 1,4 Mrd. 
DM) angestiegen sind. 

20 . Auf den Konten der Bundesbank kommen die 
Auswirkungen der restriktiven Haushaltspolitik des 
Bundes wie folgt zum Ausdruck; Während am 
31. Dezember 1969 der Bund noch einen Kassen- 
kredit von 1,8 Mrd. DM in Anspruch nehmen mußte, 
verfügte er dagegen Ende April 1970 über ein Gut- 
haben in Höhe von 1,8 Mrd. DM. In diesem Betrag 
ist die erste Rate der Konjunkturausgleichsrücklage 
in Höhe von 0,75 Mrd. DM enthalten. Sie wurde 
termingerecht im März aus laufenden Einnahmen 
eingezahlt. Die zweite Rate wird in gleicher Höhe 
wie vorgesehen im Juni auf das bei der Deutschen 
Bundesbank gebildete Sonderkonto überwiesen 
werden. 

21 . Der Finanzierungsüberschuß der öffentlichen 
Haushalte in der Größenordnung von 16 Mrd. DM, 
der zu einem erheblichen Teil aus der restriktiven 
Haushaltsführung von Bund und Ländern resultiert, 
unterstützt auf wirkungsvolle Weise den zins- und 
liquiditätspolitischen Restriktionskurs der Deut- 
schen Bundesbank. Dem gleichgerichteten Verhalten 
von Bundesregierung und Bundesbank, dessen 
Grundlage die Verbesserung der DM-Parität ist, 
entsprach im vergleichbaren Hochkonjunkturjahr 
1965 ein staatliches Defizit von 1,8 Mrd. DM, mit 
dem die restriktive Kreditpolitik konterkariert 
wurde. 

Die Finanzsituation hat sich seit der Abfassung des 
Jahreswirtschaftsberichts deutlich angespannt. In- 
folge der Devisenabflüsse nach der DM-Aufwertung 
war die Bankenliquidität bereits im letzten Quartal 
1969 rapide zurückgegangen. Diese Tendenz setzte 
sich im ersten Vierteljahr 1970 durch die zunächst 


noch kontraktiv wirkenden Devisenabflüsse, die 
Wiederanhebung der von der Bundesbank für den 
Monat Dezember gesenkten Mindestreserve sowie 
durch die kontraktive Wirkung der Kassentrans- 
aktionen bei der Bundesbank fort. Die Liquiditäts- 
quote (freie Liquiditätsreserven der Kreditinstitute 
in V. H. des Einlagenvolumens), die Ende September 
1969 — auf dem Höhepunkt der spekulativen Zu- 
flüsse aus dem Ausland — noch 11,9 v. H. betragen 
hatte, sank bis Ende März auf 5,3 v. H. ab. Zusätzlich 
zu der bewußt tolerierten Einengung des Kredit- 
spielraumes im Bankensektor und der sich daraus 
ergebenden Zinssteigerungstendenz hat die Bundes- 
bank im März 1970 ihren Restriktionskurs durch 
Erhöhung des Diskontsatzes von 6 auf 7,5 '®/o und 
des Lombardsatzes von 9 auf 9,5 Vo verschärft, um 
auch direkt durch eine weitere drastische Kredit- 
verteuerung der Nachfrage der Wirtschaft nach 
Finanzierungsmitteln entgegenzutreten. Die An- 
hebung des Zinsniveaus in der Bundesrepublik war 
auch unter außenwirtschaftlichen Gesichtspunkten 
erforderlich. Im Interesse einer Normalisierung des 
extrem hohen Kapitalexports mußte das zuvor weit 
unter dem Ausland liegende Zinsniveau in der Bun- 
desrepublik stärker an das internationale Niveau 
angepaßt werden. 

Im Vergleich zum Vorjahr ist der langfristige 
Kapitalexport in den ersten drei Monaten dieses 
Jahres beträchtlich zurückgegangen. Wenn es zu 
einem Zufluß in der Devisenbilanz gekommen ist, 
haben dazu freilich die Zuflüsse kurzfristigen Gel- 
des beigetragen. 

Die Verengung der Bankenliquidität und die Zins- 
steigerungen zeichnen sich bereits in der Kredit- 
gewährung der Banken ab. Nachdem zunächst noch 
in erheblichem Umfang alte Kreditzusagen zu er- 
füllen waren, verlangsamte sich die Expansion des 
Bankkredits im bisherigen Verlauf des Jahres zu- 
nehmend. In den kommenden Monaten dürfte der 
bremsende Effekt der Restriktionspolitik noch deut- 
licher spürbar werden. Die vom Sachverständigen- 
rat erwähnte Gefahr, daß die konjunkturpolitisch 
erwünschten Wirkungen der Restriktionspolitik 
durch Einflüsse aus dem Ausland abgeschwächt 
werden, ist derzeit gering. Die Kreditpolitik ist auch 
in den anderen Industrieländern vorerst noch auf 
Wiederherstellung der Preisstabilität gerichtet. 

22 . Unter diesen Bedingungen hält die Bundes- 
regierung es für notwendig, daß die bisher ergrif- 
fenen Maßnahmen zur Dämpfung des Preisanstiegs 
ohne Abstriche beibehalten werden (restriktive 
Kreditpolitik der Deutschen Bundesbank, Konjunk- 
tursperren bei Bund und Ländern, obligatorische 
Konjunkturausgleichsrücklagen von Bund und Län- 
dern). 

Die geplanten Verbesserungen in der Struktur der 
Besteuerung (Arbeitnehmerfreibetrag ünd Ergän- 
zungsabgabe) sollen erst im Jahre 1971 nachfrage- 
wirksam werden. 

Zusätzliche Steuereinnahmen werden über die obli- 
gatorische Konjunkturausgleichsrücklage hinaus 
einer freiwilligen Konjunkturausgleichsrücklage zu- 
geführt. 
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Auch die Gemeinden sollten sich beim Vollzug ihrer 
Haushalte 1970 gleichgerichtet verhalten: Die star- 
ken zusätzlichen Gewerbesteuereinnahmen im 
4. Quartal 1969 und die in 1970 über die Haushalts- 
ansätze hinausgehenden Einnahmen sollten nicht zu 
Mehrausgaben verwandt, sondern zur Verminde- 
rung der Schuldenaufnahme eingesetzt werden. 
Außerdem sollten die Rücklagen zur Verminderung 
der Kreditaufnahme genutzt werden. 

Der Konjunkturrat für die öffentliche Hand befaßte 
sich in seiner Sitzung am 19. Mai 1970 eingehend 
mit diesem Nachtrag. Auf Grund der konjunkturel- 
len Situation und der erkennbaren weiteren Ent- 
wicklung hält es auch der Konjunkturrat für not- 
wendig, die eingeleiteten Stabilisierungsmaßnah- 
men von Bund, Ländern und Gemeinden konsequent 
fortzuführen. Eine Minderheit des Konjunkturrates 
sprach sich dafür aus, daß bei den Konjunktur- 
Sperren Ausnahmen für bestimmte Bereiche gemacht 
werden sollten und die zusätzlichen Steuereinnah- 
men bei Bund und Ländern auch für eine Verringe- 
rung der Schuldenaufnahme verwandt werden dürfen. 
Nach der Beratung dieses Nachtrags zum Jahres- 
wirtschaftsbericht im Deutschen Bundestag wird 
die Bundesregierung in einer Sitzung im Rahmen 
der Konzertierten Aktion mit den Repräsentanten 
der autonomen Gruppen die künftige Wirtschafts- 
entwicklung, die weiteren Wirkungen der Stabilisie- 
rungsmaßnahmen und die Folgerungen für das preis- 
und lohnpolitische Verhalten erörtern. 

23 . Die Mehrheit des Sachverständigenrates sieht 
jetzt ohne eine Verschärfung der bisher getroffenen 
Maßnahmen die Gefahr einer weiteren Fehlentwick- 
lung beim Ziel der Geldwertstabilität. Soll diese ver- 
mieden werden, so wären nach Auffassung des Sach- 
verständigenrates konjunkturpolitische Steuererhö- 
hungen nach § 26 StWG, rückzahlbare Steuerzu- 
schläge oder auch eine Kaufkraftstillegung durch 
Emmission einer „Stabilisierungsanleihe" bzw. Aus- 
gabe von Steuergutscheinen notwendig. Der Erfolg 
solcher Maßnahmen müßte nach Meinung des Sach- 
verständigenrates außenwirtschaftlich abgesichert 
werden. 

Die Bundesregierung nimmt die vom Sachverstän- 
digenrat dargelegte Gefahr neuer Fehlentwicklun- 


gen ernst. Auch hält sie noch nicht für eindeutig ge- 
klärt, ob sich die inländische, aber auch die aus- 
ländische Nachfrage ausreichend auf ein spannungs- 
loseres Wachstum hin entwickeln. 

Zur Zeit ist jene Bedingung nicht erfüllt, an die drei 
der fünf Forschungsinstitute in der Gemeinschafts- 
diagnose vom 24. April 1970 ihren Rat knüpfen, 
erforderlichenfalls zusätzliche Dämpfungsmaßnah- 
men zu ergreifen: eine Fortsetzung des Preisanstiegs 
in unverminderter Stärke. 

Auf Grund der konzertierten Restriktionswirkung 
von staatlichem Gesamthaushalt und Kreditpolitik 
sind die Aussichten auf eine Stabilisierung im 
Wachstum günstig. Die Bundesregierung ist daher 
der Ansicht, daß die Wirkungen der bisher getrof- 
fenen Maßnahmen ständig beobachtet werden müs- 
sen. 

Zu den vom Sackverständigenrat entwickelten Stra- 
tegien betont die Bundesregierung, daß sie Geld- 
wertstabilität und hohen Beschäftigungsstand nach 
wie vor für gleichrangige Ziele hält. Das bedeutet 
einerseits, daß sie nicht bereit ist, angemessenes 
Wachstum und hohen Beschäftigungsstand aufs Spiel 
zu setzen. Das heißt andererseits ebenso eindeutig, 
daß sie nicht zögern würde, ihre Stabilisierungs- 
politik zu verschärfen, wenn sich der Preisauftrieb 
erneut beschleunigen sollte oder die Kreditpolitik 
der Deutschen Bundesbank wegen der Entwicklung 
auf den internationalen Geld- und Kapitalmärkten 
entlastet werden müßte. 

24 . Ergäbe also die sorgfältige Beobachtung der 
internationalen und der heimischen Konjunktur 
auch im weiteren Verlauf des Sommers ein Anhalten 
der Auftriebstendenzen — und damit die Gefahr 
eines „Wachstums ohne Stabilität" — so könnte die 
konjunkturpolitische Gegensteuerung sich nicht län- 
ger auf die Zurückdrängung öffentlicher Ausgaben 
und die Stillegung Öffentlicher Einnahmen konzen- 
trieren: Eine Vernachlässigung der öffentlichen 
Infrastruktur auf längere Zeit würde Schaden für die 
gesamtwirtschaftliche Produktivität zur Folge haben. 
Bei einer derartigen Konjunkturlage im In- und 
Ausland würde eine ausgewogene Stabilitätspolitik 
auch eine Eindämmung der nicht-öffentlichen Nach- 
frage erforderlich machen. 
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Gegenüberstellung 

Eckwerte Jahresprojektion und jetzige Prognose für 1970 



j Jahresprojektion 

1 Prognose ^) 


i Veränderung gegenüber dem Vorjahr in ®/o 

Entstehung des Sozialprodukts 

1 


Erwerbstätige 

+ rd. Va 

+ U /2 

Arbeitslosenquote in Vo 

(knapp 1) 

(0.7) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

— rd. Va 

- V 2 

Bruttoinlandsprodukt 



in Preisen von 1962 (BIP) 

+ 4 bis 5 

+ 6 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 3V2 bis 4V2 

+ 4 V 2 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 4 bis 5 

+ 5 

Verwendung des Sozialprodukts 



(in jeweiligen Preisen) 



Privater Verbrauch 

+ 9V2 bis lO'/ä 

+ I 2 V 2 

Staatsverbrauch 

+ 9‘/2 bis IOV 2 

+ IOV 2 

Anlageinvestitionen 

-f-13 bis 14 

+ I 9 V 2 

Inlandsnachfrage 

+ 10 bis 11 

+ I 3 V 2 

Außenbeiitrag 



Mrd. DM 

(+ rd. 11) 

(+ rd. 12) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in ^/o .... 

(IV 2 bis 2) 

(1.7) 

Bruttosozialprodukt 

+ 9 bis 10 

+ 12 V 2 

Preisentwicklung 



Privater Verbrauch 

+ rd. 3 

+ rd. 4 

Inlandsnachfrage 

+ rd. 4 

+ rd. 6 

Verteilung des Sozialprodukts 



Volkseinkommen 

+ 9 V 2 bis IOV 2 

+ I 3 V 2 

Bruttoelinkommen aus unselbständiger 

A; +12'/2 bis I 3 V 2 

A: +15V2 bis I 6 V 2 

Arbeit (Summe) 

B: +IOV 2 bis IIV 2 

B: +13‘/2 bis I 4 V 2 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätig- 



keit und Vermögen (Summe) 

+ 4 bis 5 

+ 7 bis 9 


A: Einschließlich Lohnfortzahlung. 
B: Ohne Lohnfortzahlung. 

1) Stand: 5. Mai 1970 
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